
  

  

  

 

Mandanten-Information für Vereine 
 

Im August 2022 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

nach einem langen Weg durch verschiedene In-
stanzen hat der Bundesfinanzhof eine Entschei-
dung getroffen, die für die Umsatzbesteuerung 
im Sportbereich von grundsätzlicher Bedeutung 
ist. Wir bringen die Kernaussagen für Sie auf den 
Punkt. Außerdem zeigen wir, dass Ihren Sponso-
ren eine gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
von Aufwendungen für das Sponsoring drohen 
kann. Im Steuertipp beleuchten wir, wie Sie den 
Kapitalertragsteuerabzug vermeiden. 

Umsatzsteuerpflicht  

Gilt deutsches oder europäisches Recht 
für Sportvereine? 

Sportvereine können sich gegenüber einer aus 
dem nationalen Recht folgenden Umsatzsteuer-
pflicht nicht auf eine allgemeine, aus der Mehr-
wertsteuersystem-Richtlinie abgeleitete Steuer-
freiheit berufen. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) kürzlich entgegen seiner bisherigen 
Rechtsprechung entschieden. 

In dem vom BFH entschiedenen Streitfall ging es 
um einen Golfverein, der nicht nur Mitgliedsbei-
träge erhob, sondern darüber hinaus eine Reihe 
von Leistungen (in den Bereichen Startgelder, 
Greenfee, Caddies, Ballautomat und Verkauf) 
gegen gesondertes Entgelt erbrachte. Das Fi-
nanzamt sah diese gesondert vergüteten Leistun-
gen als steuerbar und umsatzsteuerpflichtig an. 
Es versagte dem Golfverein die Steuerfreiheit 
nach deutschem Recht, da es ihn nicht als ge-

meinnützig ansah. Dies begründete das Finanz-
amt vor allem damit, dass es an einer hinreichen-
den Vermögenszweckbindung für den Fall der 
Vereinsauflösung gefehlt habe. 

Das Finanzgericht gab der Klage des Golfvereins 
statt, da dieser sich auf eine weiter gefasste Steu-
erfreiheit nach europäischem Recht berufen kön-
ne. Aufgrund diesbezüglicher Zweifel rief der 
BFH im Revisionsverfahren den Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) an. Der EuGH kam in dem 
Verfahren zu dem Ergebnis, dass eine Berufung 
auf die Steuerfreiheit nach europäischem Recht 
nicht möglich sei (vgl. Ausgabe 07/21). Dem hat 
sich der BFH nun angeschlossen. 

Hinweis: Dies gilt auch für die Durchführung 
von Golfturnieren, bei denen der Kläger 
Startgelder für die Teilnahme vereinnahmte. 
Denn nach der Entscheidung des EuGH setzt 
die Steuerfreiheit im Sportbereich voraus, 
dass das Vereinsvermögen im Auflösungsfall 
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nur zweckgebunden verteilt werden kann, wo-
ran es im Streitfall fehlte. 

Die Entscheidung des BFH betrifft unmittelbar 
nur Leistungen, die Sportvereine gegen gesonder-
te Vergütung erbringen. Leistungen, die Sport-
vereine an ihre Mitglieder gegen allgemeine Mit-
gliedsbeiträge erbringen, sind entgegen der Ver-
waltungspraxis weiterhin steuerbar. Durch die 
nunmehr versagte Steuerbefreiung kommt es also 
zu einer Umsatzsteuerpflicht. Sportvereine müs-
sen folglich damit rechnen, dass ihre Leistungen 
auch insoweit als umsatzsteuerpflichtig angese-
hen werden, als sie solche Leistungen an ihre 
Mitglieder erbringen und es sich dabei nicht um 
eine sportliche Veranstaltung im Sinne des 
deutschen Umsatzsteuerrechts handelt. 

Hinweis: Diese Problematik dürfte sich laut 
BFH nur gesetzgeberisch dadurch lösen las-
sen, dass die nach der Richtlinie bestehende 
Möglichkeit, Leistungen im Bereich des 
Sports weiter gehend als bisher von der Um-
satzsteuer zu befreien, umgesetzt wird. 

Sponsoring  

Wann droht dem Sponsor eine  
gewerbesteuerliche Hinzurechnung? 

Aufwendungen für die Überlassung von Werbe-
flächen und eines Vereinslogos für Werbezwe-
cke unterliegen laut Finanzgericht Niedersachsen 
(FG) der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung. 
Die Folge für den Sponsor ist, dass seine Sponso-
ringaufwendungen bei der Gewerbesteuer ge-
winnerhöhend hinzugerechnet werden. 

Im Streitfall hatte ein Unternehmer einen Spon-
soringvertrag mit einer GmbH abgeschlossen, die 
die Sponsorenrechte eines Sportvereins vermark-
tete. Der Sponsor durfte das Vereinslogo nutzen, 
auf den Banden für sich werben und sein Firmen-
logo auf den Trikots der Spieler anbringen. Im 
Rahmen einer Betriebsprüfung wurde der Spon-
soringvertrag als gemischter Vertrag eingestuft. 
Die vom Vertrag umfassten Aufwendungen seien 
daher teilweise bei der Gewerbesteuer gewinner-
höhend hinzuzurechnen. 

Das FG hat der Betriebsprüfung recht gegeben. 
Die streitigen Mieten für die Überlassung der 
Bande, der Präsentationsleinwand und der Bo-
denwerbefläche sowie der Trikots und weiterer 
Bekleidungsstücke seien dem Gewinn aus Ge-
werbebetrieb hinzuzurechnen. Das gelte auch 
für das Entgelt für die Überlassung des Firmen-
logos für Werbezwecke der Klägerin. 

Hinweis: Der Sponsor hat gegen diese Ent-
scheidung Revision beim Bundesfinanzhof 

(BFH) eingelegt. Jetzt muss der BFH klären, 
ob ein Sponsoringvertrag ein Miet- oder 
Pachtverhältnis im Sinne des bürgerlichen 
Rechts darstellt, das für eine Hinzurechnung 
erforderlich ist, und ob Sponsoringverträge 
ein Nutzungsrecht im Sinne der Hinzurech-
nungsvorschriften vermitteln. 

Orchester  

Das Umsatzsteuerrecht ist kein 
Wunschkonzert 

Nach dem Gesetz sind unter anderem staatliche 
und kommunale Orchester, Chöre und Kammer-
musikensembles von der Umsatzsteuer befreit. 
Diese Steuerbefreiung kommt zum Beispiel auch 
für ein Orchester in privater Trägerschaft in Be-
tracht. Voraussetzung ist, dass ihm die zuständige 
Landesbehörde bescheinigt, dass es die gleichen 
kulturellen Aufgaben wie ein staatliches oder 
kommunales Orchester erfüllt („gleichartige Ein-
richtung“). Die Kehrseite der Medaille ist aller-
dings, dass das Orchester dann kein Recht auf 
Vorsteuerabzug hat. 

Die staatliche Subventionierung eines Orches-
ters ist keine notwendige Voraussetzung für die 
Gleichartigkeit der Einrichtung und daher für die 
Inanspruchnahme der Steuerbefreiung irrelevant. 
So lässt sich eine Entscheidung des Finanzge-
richts Düsseldorf (FG) zusammenfassen.  

Auf Antrag des Finanzamts hatte die Bezirksre-
gierung der Klägerin im Streitfall bescheinigt, 
dass sie die gleichen kulturellen Aufgaben wie 
die im Gesetz genannten staatlichen und kommu-
nalen Einrichtungen erfülle. Das Finanzamt war 
zu dem Ergebnis gelangt, dass die Ausgangsleis-
tungen der Klägerin steuerfrei seien und daher 
ein Vorsteuerabzug nicht in Betracht komme. 
Das FG hat diese Sichtweise bestätigt. 

Freiwilligendienst  

Wer kann Träger zur Durchführung des 
freiwilligen ökologischen Jahres sein? 

Das freiwillige soziale Jahr (FSJ) und das frei-
willige ökologische Jahr (FÖJ) sind auf Länder-
ebene geregelt. Möchte ein Verein als Träger des 
FSJ oder des FÖJ fungieren, braucht er eine Zu-
lassung der zuständigen Landesbehörde. Der 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
(VGH) hat kürzlich geklärt, unter welchen Vor-
aussetzungen ein anthroposophischer Verein 
als Träger des FÖJ zugelassen werden kann. 

Im Urteilsfall bot der Verein schon lange FSJ-
Stellen an und wollte aufgrund einer Kooperation 
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mit dem NABU auch Stellen für das FÖJ anbie-
ten. Die zuständige Behörde (das Umweltminis-
terium Baden-Württemberg) lehnte dies ab, weil 
von ihr aufgestellte Grundsätze nicht eingehalten 
worden seien. Danach müsse ein Träger über 
mehrjährige Erfahrung verfügen und gewähr-
leisten, dass das FÖJ in geeigneten Einsatzstellen 
geleistet werde. Zudem gebe es keinen Bedarf für 
die Zulassung eines weiteren Trägers. 

Der VGH hielt die dagegen gerichtete Klage für 
begründet. Der Kläger habe einen Anspruch auf 
Zulassung als Träger des FÖJ im Inland. Die 
Zahl der Träger des FÖJ sei gesetzlich weder be-
schränkt noch solle deren Zulassung von einer 
Bedarfsprüfung abhängen. Voraussetzung sei 
nur, dass das FÖJ in geeigneten Stellen und Ein-
richtungen geleistet werde, die im Bereich des 
Natur- und Umweltschutzes einschließlich der 
Bildung zur Nachhaltigkeit tätig seien. 

Der VGH sah sich nicht an die von der Behörde 
aufgestellten Grundsätze und Qualitätsstandards 
gebunden. Diese hätten allenfalls den Charakter 
von Verwaltungsvorschriften, die behördenin-
terne Wirkung entfalteten. Da die „Grundsätze“ 
Voraussetzungen für die Zulassung als Träger 
des FÖJ formulierten, die über die gesetzlichen 
Vorgaben hinausgingen, seien sie irrelevant. Dies 
gelte auch für die Forderung, dass ein Träger 
über „mehrjährige Tätigkeit oder Erfahrung im 
ökologischen Bereich“ verfügen müsse. 

Geschäftsführer  

Wie genau ein besonderer Vertreter in 
der Satzung bezeichnet sein muss 

Viele Vereine setzen neben dem Vorstand einen 
Geschäftsführer als besonderen Vertreter ein, der 
die laufenden Vereinsgeschäfte führt. Das Kam-
mergericht Berlin (KG) hat entschieden, dass ein 
besonderer Vertreter mit seinem Wirkungskreis 
in das Vereinsregister eingetragen werden kann. 
Der Wirkungskreis könne sich auf die laufenden 
Geschäfte bzw. laufenden Angelegenheiten be-
ziehen. Die Bestellung eines besonderen Vertre-
ters müsse nach der Satzung vorgesehen sein. Die 
Befugnis zur Bestellung könne sich dabei auch 
durch Auslegung der Satzung ergeben. 

Hinweis: Nach dem Gesetz kann durch die 
Satzung bestimmt werden, dass neben dem 
Vorstand „für gewisse Geschäfte“ besondere 
Vertreter zu bestellen sind. Üblicherweise 
werden diese besonderen Vertreter auch im 
Vereinsregister eingetragen. 

Dem KG reichte die Angabe „Erledigung der lau-
fenden Geschäfte des Vereins“ in der Satzung 
aus. Darunter sind Geschäfte zu verstehen, die 

mehr oder weniger regelmäßig wiederkehren und 
nach Größe, Umfang der Verwaltungstätigkeit 
und Finanzkraft des Vereins von sachlich weni-
ger erheblicher Bedeutung sind. Der Begriff „be-
sonderer Vertreter“ muss auch nicht ausdrücklich 
in der Satzung erwähnt werden. 

Nachforderung  

Denken Sie bei Vorstandsvergütungen 
an die Sozialversicherung! 

Sie können Vorstandsmitgliedern eine angemes-
sene Vergütung zahlen, sofern Ihre Satzung dies 
vorsieht. Eine solche Vergütung kann der Sozial-
versicherungspflicht unterliegen. Eine Entschei-
dung des Landessozialgerichts Berlin-Branden-
burg (LSG) zeigt, dass ein erhebliches Haf-
tungsrisiko bestehen kann. 

Im Urteilsfall hatte die Rentenversicherung für 
Zahlungen an die Vorstandsmitglieder Sozialver-
sicherungsbeiträge und Umlagen in Höhe von gut 
30.000 € nachgefordert. Die dagegen gerichtete 
Klage der Stiftung blieb erfolglos. Das LSG hat 
die Versicherungs- und Umlagepflicht der Vor-
standsmitglieder bestätigt. 

Hinweis: Für Vorstandsmitglieder von Stif-
tungen gelten dieselben rechtlichen Regelun-
gen wie für Vereinsvorstände. 

Im Urteilsfall hatten die Vorstandsmitglieder ne-
ben ihrem Amt auch Hausverwaltungstätigkeiten 
ausgeübt. Die Klägerin hatte nur auf die für die 
Hausverwaltungstätigkeiten gezahlten Vergütun-
gen Sozialversicherungsbeiträge und Umlagebe-
träge entrichtet, nicht aber für die Vorstandsver-
gütungen. Die Vorstandsvergütungen wurden je-
weils am Jahresende in einer Summe ausgezahlt; 
schriftliche Dienstverträge lagen nicht vor. 

Das LSG hat die Nachforderung als rechtmäßig 
eingestuft, da eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung vorlag. Die Vorstandsmitglieder 
hätten eine Tätigkeit nach Weisungen ausgeübt 
und seien in die Arbeitsorganisation des Wei-
sungsgebers eingegliedert gewesen. Das Fehlen 
schriftlicher Verträge habe für die sozialversiche-
rungsrechtliche Einordnung keine Bedeutung. 
Eine versicherungspflichtige Tätigkeit könne 
auch vorliegen, wenn die Verwaltungsgeschäfte 
einem Vorstandsmitglied allein durch Satzung 
übertragen worden seien. Gegen eine abhängige 
Beschäftigung spreche auch nicht, wenn ein Vor-
standsmitglied durch ein doppeltes Stimmrecht 
Vorstandsbeschlüsse blockieren könne und es 
auch kein den Vorstand kontrollierendes weiteres 
Organ der Stiftung gebe. Für eine Beschäftigung 
sprach schließlich auch der Umstand, dass jähr-
lich eine feste Vergütung gezahlt wurde. 
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Minijobber  

Gleiche Arbeit, gleiches Geld 

Teilzeitbeschäftigte dürfen nicht schlechter be-
handelt werden als vergleichbare vollzeitbeschäf-
tigte Arbeitnehmer. Dieses Benachteiligungs-
verbot gilt auch für Vereine. Eine aktuelle Ent-
scheidung des Landesarbeitsgerichts München 
(LAG) zeigt, wann eine Differenzierung hinsicht-
lich des Stundenlohns unzulässig ist. 

Im Urteilsfall hatte die Arbeitgeberin zwischen 
„hauptamtlichen“ (Voll- und Teilzeit) und „ne-
benamtlichen“ Beschäftigten (geringfügige Be-
schäftigung) im Rettungsdienst differenziert. 
Während Voll- und Teilzeitbeschäftigte einen 
Stundenlohn von 17 € erhielten, zahlte sie den 
Minijobbern nur 12 €. Die Arbeitgeberin teilte 
die „hauptamtlich“ Beschäftigten in den Dienst-
plan ein. Mit den „nebenamtlich“ Beschäftigten 
war vereinbart, dass sie mitteilen, welche ange-
botenen Dienste sie übernehmen. 

Gegen die niedrigere Entlohnung klagte ein Ret-
tungsassistent, der im Rahmen eines geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisses tätig war. Das 
LAG hat ihm recht gegeben und seine geltend 
gemachten Differenzlohnansprüche bestätigt. Die 
Unterscheidung der Arbeitgeberin sei nicht ge-
rechtfertigt. Eine Ungleichbehandlung sei nur 
dann sachlich gerechtfertigt, wenn hierfür objek-
tive Gründe gegeben seien, die einem wirklichen 
Bedürfnis des Unternehmens dienten und für die 
Erreichung dieses Ziels geeignet und erforderlich 
seien. Die Tatsache, dass der Kläger im Gegen-
satz zu den „hauptamtlich“ Beschäftigten nicht 
von der Arbeitgeberin zur Arbeit eingeteilt wer-
de, sondern selbst mitteile, welche von der Be-
klagten angebotenen Dienste er übernehme, bzw. 
Wunschtermine benenne, könne den unterschied-
lichen Stundenlohn nicht rechtfertigen. 

Hinweis: Die Arbeitgeberin hat Revision ein-
gelegt, so dass nun das Bundesarbeitsgericht 
das letzte Wort haben wird. 

Steuertipp  

So vermeiden Sie den direkten Abzug 
von Kapitalertragsteuer 

Steuerbegünstigte Vereine können Einkünfte aus 
Kapitalvermögen (z.B. Zinsen aus Bank- und 
Sparguthaben, Wertpapiererträge) erzielen. Diese 
Einkünfte sind von der Körperschaftsteuer be-
freit, soweit die Kapitalanlagen nicht dem steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
zuzuordnen sind. Der Schuldner der Kapitaler-
träge oder die auszahlende Stelle muss grundsätz-

lich Kapitalertragsteuer einbehalten. Dieser Steu-
erabzug oder auch Anträge auf Erstattung der 
Kapitalertragsteuer lassen sich vermeiden, wenn 
der Verein seine Steuerbefreiung nachweist. 
Das Bundesfinanzministerium hat zusammenge-
fasst, was Sie tun müssen, damit die Steuer nicht 
einbehalten und abgeführt wird. 

Für die vollständige Abstandnahme vom Steuer-
abzug müssen Sie grundsätzlich eine „NV-
Bescheinigung“ („NV“ steht für Nichtveranla-
gung) vorlegen, die Sie beim Finanzamt beantra-
gen können.  

Hinweis: Die NV-Bescheinigung wird unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs mit einer Gel-
tungsdauer von höchstens drei Jahren ausge-
stellt; sie muss am Schluss eines Kalenderjah-
res enden. 

Statt der NV-Bescheinigung darf auch eine Kopie 
des zuletzt erteilten Freistellungsbescheids vorge-
legt werden, der nicht älter als fünf Jahre ist. 

Hinweis: Die Vorlage des Freistellungsbe-
scheids ist unzulässig, wenn die Erträge in ei-
nem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb anfal-
len, für den die Befreiung von der Körper-
schaftsteuer ausgeschlossen ist. 

Bei neugegründeten Vereinen liegt noch kein 
Freistellungsbescheid vor, sondern nur ein Fest-
stellungsbescheid. Dessen Vorlage reicht eben-
falls aus, wobei hier die Abstandnahme vom 
Steuerabzug auf Kapitalerträge von maximal 
20.000 € jährlich begrenzt ist. 

Soweit ein Verein einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb unterhält, bei dem die Freibeträge 
und Freigrenzen überschritten sind, wird er jähr-
lich zur Körperschaftsteuer veranlagt. In diesen 
Fällen wird die Steuerbefreiung für den steuerbe-
günstigten Bereich in Form einer Anlage zum 
Körperschaftsteuerbescheid bescheinigt. Die Ab-
standnahme vom Steuerabzug ist zulässig bis 
zum Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf 
das Kalenderjahr folgt, für das der Körperschaft-
steuerbescheid erteilt wurde. 

Sie müssen der Bank schriftlich mitteilen, ob die 
Kapitalerträge im steuerfreien oder im steuer-
pflichtigen Bereich angefallen sind. 

Hinweis: Für die Besteuerung von Kapital-
einkünften gelten äußerst komplizierte Re-
geln. Wir beraten Sie gerne dazu. 

Mit freundlichen Grüßen 

KJF GmbH WPG/ StBG 

Bergstraße 6, 08523 Plauen 

www.kjf.gmbh 
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